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Preis in Stettin viertelfährkich 1 Ther., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertel. 1 Thlr. 7½ Sgt 
monatlich 12 ½ Sgr.; 
für Preußen viertel. 1 Thlr. 5 Sgr. 


136 Abendblatt. Donnerſtag, den 21. März. 1867. 
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Deutſchlaud. Berlin, 20. März. eden cher Reichstag) 16. Sitzung.] recht dagegen hat weit mehr die Merkmale elner beſonderen Nechtsmaterie, 


Berlin, 21. März. Se. Maj. der König nahm geſtern 
Vormittag die Vorträge des Geh. Kabinetsrathes v. Mühler, des 
Hausminiſters v. Schleinitz, des Geh. Hofrathes Borck entgegen 
und ertbellte darauf Ausſchußmitgliedern des Maltdeſer Ordens, 
geführt vom Herzog von Ratibor, in Folge des Abſchluſſes einer 
Militär Konvention, Audienz. Um 2 Uhr Nachmittags beglück⸗ 
wünſchte Sc. Maj. der König mit den übrigen hohen Herrſchaften 
Se. K. H. den Prinzen Friedrich Karl im Schloſſe zur Geburts- 
tagsfeier und arbeitete alsdann mit dem Miniſter-⸗Präſidenten Gra- 
fen Bismarck. 

— Die Beglückwünſchung Sr. Maj. des Königs zur morr 
genden Geburtstagsfeier findet in nachſtehender Reihenfolge ſtatt: 
Um 10 Uhr, Gratulation der Königsfamilie und der zu dem Zweck 

bier eingetroffenen hohen Gäſte. Um 10 ½ Uhr bringt der K. 
Hof feine Glückwünſche dar, um 11 Uhr die Generalität und eine 
balde Stunde ſpäter das Geſammtminiſterium. Mittags 12 Uhr 
erſchelnen die hier anwefenden Bürften mit ihren Gemalinnen und 
darauf dle Präsidenten des Reichstags ꝛc. Um 5 Uhr iſt die Fa⸗ 
> mtlienfafel im Kronprinzlichen Palais und gleichzeitig in der neuen 
Gallerie des K. Schloſſes Marſchallstafel. 
bei den Majeſtäten eine Soirée mit Theatervorſtellung ſtatt, zu 
welcher nabezu 4000 Einladungen ergangen ſind. 
Ihre Mas. die Königin fuhr vorgeſtern Abend JJ. KK. 
HH. dem Großherzog und der Großherzogin von Baden bis Großbeeren 
entgegen und geleitete die hohen Gäſte zum K. Schloſſe, wo Se. 
Majeſtät der König dieſelben empfing. Der K. Hof war auf dem 
Bahnbofe verſammelt. — Geſtern empfingen beide K. Majeſtäten 
den Großherzog und die Großherzogin im K. Palais, woſelbſt JJ. 


KK. HH. ver Erbprinz und die Erbprinzeſſin von Hohenzollern, 


Infantin von Portugal, J. Maj. die Königin beſuchten. a 
— Am K. Hofe find geſtern zum Beſuche eingetroffen: J. 
K. H. der Großherzog von Oldenburg und der Großherzog von 


Sachſen⸗Welmar und der Prinz und die Frau Prinzeſſin Wilhelm 


von Heſſen. Heut treffen noch hier ein: der Großherzog von Med- 
lenburg- Schwerin, der Herzog von Gotha, der Erbprinz und die 
Erbprinzeſſin von Anhalt ꝛc. ai 
b — unter der Maſſe der täglich eingehenden Amendements 
Abg. Dr. Leite beantragt, zwiſchen Art. 28 und 29 oder an ſon 
Aeeigneter Stelle einzuſchalten: „Art... Ohne Genehmigung de 
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hung aeisgen — verhaftet werden, aße wenn es bei der Aus- 


übung der oder im Laufe des nächſtfolgenden Tages ergriffen 
wird. Genebm iſt bei einer Verhaftung wegen S 5 


verfahren gegen ein Mitglied desſelben und jede Unterſuchungs⸗ 
oder Civilhaft für die Dauer der Sitzungs⸗Perlode aufgehoben.“ 
Die Abgg. Weber (Stade) und v. Thünen (Mecklenburg) 


beantragen, den Art. 29: „Die Mitglieder des Reichstages dürfen 


als ſolche keine Beſoldung oder Entſchädigung beziehen“ zu ſtreichen 
und durch folgende Beſtimmung zu erſetzen: „Art. 29. Die Mit- 
glieder des Reichstages erhalten aus der Bundeskaſſe Reiſekoſten 
und Diäten nach Maßgabe des Geſetzes. Bis zum Erlaß dieſes 


Geſetzes ſtellt das Bundespräſidium die Höhe derſelben feſt. Ein 


Verzicht auf die Reiſekoſten und Diäten iſt unſtatthaft.“ 
— Unter den 424 in der preußiſchen Armee angeſtellten han- 


noverſchen Offizieren befinden ſich 6 Grafen, 10 Freiherren, 121 


Edelleute und 287 bürgerlichen Standes. 

— (Prov.-Corr.) Die Ergebniſſe der Grund- und Gebäude, 
ſteuer⸗Veranlagung werden jetzt von dem Finanzminiſterium nach 
den einzelnen Regierungsbezirken in umfaſſendſter Weiſe dargelegt. 
Die Arbeit, von welcher zunächſt drei Bände (über die Regierungs- 
bezirke Stettin, Cöslin und Erfurt) herausgegeben ſind, verſpricht 
eines der wichtigſten und intereſſanteſten Werke über die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Zuſtände unſeres Landes zu werden, ein Werk, wie es 
in ſolcher Ausdehnung und Genauigkeit noch in keinem Staate 
vorhanden iſt. Von jedem Orte, jedem ſelbſtſtändigen Gutebezirke 
im preußiſchen Staate wird angegeben: Die Zahl der Einwohner; 
die Fläche des Ackerlandes nach Klaſſen, deſſen Geſammterkrag 
und der durchſchnittliche Reinertrag pro Morgen; die Fläche der 
Gärten, Wleſen, Welden, Holzungen, Waſſerſtücke und des Ded- 
landes, ebenfalls nach Klaſſen und mit Hinzufügung des Geſammt⸗ 
reinertrages und des durchſchnittlichen Reinectrages pro Morgen; 
die Fläche des Unlandes; von den ſteuerpflichtigen Liegenſchaften: 
der Geſammtſlächeninhalt, Geſammtreinertrag, Durchſchnitts rein 
ertrag pro Morgen; Jahresbetrag der Grundſteuer und Grund- 


ſteuer pro Morgen; von den ſteuerfrelen Liegenſchaften: der Ge 


ſammiflächeninhalt, Geſammtrelnertrag und durchſchnittliche Rein 
ertrag pro Morgen; die Fläche der wegen ihrer Benußung zu 
öffentlichen Zwecken ertragloſen Grundſtücke, Hofräume, Gebäude 
und unter einem Morgen großen Hausgärten; von den Gebäuden: 
die Zahl der ſtrue rpflichtigen Wohn- und gewerblichen Gebäude 
und der Jahresbetrag der Gebändeſteuer, die Zahl der ſteuerfreien 
Gebäude. Den Nußen, welche dieſes Werk ſtiften, die Ergebniſſe, 
zu welchen te durch den Weiterbau feines Inhalts führen kann 
(ſagt eine berufene Stimmt), ſind geradezu unabſehbar, und für 
die weiteren Ermittelungen in Betreff des Standes der Landwirth⸗ 
ſchaft iſt damit eine Grundlage gewonnen, deren überaus große 
Bedeutung von der großen Menge erſt almälig erkaunt werden 
wird. Der naturwiſſenſchaftlichen Unterſuchung der Bodenarten 
eröffnet: das Werk breite Pforten; für das Studium der Feld⸗ 
ſpſteme, der Fruchtfolgen und Andauverhältnifje iſt es unſchäßbar. 
Es erſcheint deshalb angemeſſen, auf das Erſchelnen und den dem 
nähfigen weiteren Fortgang des Werkes aufmerkſam zu machen. 
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Abends 81%, Uhr findet. 


nennen wir hier zunächſt folgende von allgemeiner Bedeutung: Der 


den erforderlich. Auf Verlangen des Reichstages wird jedes Straf⸗ 


Schluß) Es folgt Nr. 9: „Der Schifffahrtsbetrieb auf den mehreren 
Staaten gemeinſamen Waſſerſtraßen und der Zuſtand der letzteren, ſowie 
die Fluß⸗ und ſonſtigen Waſſerzölle.“ Hierzu find folgende Amendements 
fe t: 1) vom Abg. Grumbrecht, den Abſchnitt folgendermaßen zu 
aſſen: „Der Schifffahrtsbetrieb und die Flößerei auf den mehreren Staaten 
1 0 Waſſerſtraßen und der Zuſtand der letzteren, die Fluß⸗ und 
onſtigen Waſſerſtraßen und die Anflalten für die Seeſchifffahrk (Hafen, 
Seetonnen, Leuchtthürme, das Lootſenweſen, Fahrwaſſer.) 2) vom Kg. 
Baumſtark vor „Schifffahrtsbetrieb“ einufgieben: „Flößerei“ und 3) 
vom Abg. Evans: hinter „Schifffahrtsbetrieb“ einzuſchieben: „und ber 
Fiſchfang zur See“. — Abg. de Chapeaurouge bekämpft das Amende⸗ 
ment Grumbrecht; ſolche Sachen dürften der Centralgewalt nicht übertra⸗ 
gen werden, da die verſchiedenen Bundesſtaaten zu berſchiedenartige In⸗ 
tereſſen dabei hätten. Er ſei gern bereit, dem Kaifer zu geben, was des 
Kaiſers iſt, müſſe aber gegen alles * = Centraliſiren und gegen un⸗ 
nöthige Staats⸗Inſtitutionen auftreten. — Abg. Grumbrecht vertheidigt 
ſein Amendement, auf deſſen Boden auch ſchon das Frankfurter Parlament 
geſtanden habe. Ebenſogut, wie die Waſſerſtraßen, ſei auch die Seeſchiff⸗ 
fahrt Sache der gemeinſamen Verwaltung. Auf keinem Gebiete hat die 
Kleinſtaaterei ſchlechtere Erfolge erzielt, als gerade hier, und gerade die Er⸗ 
fahrungen auf dieſem Felde haben weſentlich dazu beigetragen, die Vor⸗ 
theile eines Großſtaates klar zu ſtellen. Es iſt nicht zu leugnen, ein ge⸗ 
wiſſer Staatsegoismns iſt berechtigt, Aber dieſer berechtigte Staatsegois⸗ 
mus der vielen kleinen Staaten hat uns unendlich viel geſchadet, und ich 
hoffe daß wir endlich einmal gründlich damit aufräumen. — Ich will hier 
nur zwei Beiſpiele anführen. Erſtlich den berühmten Stade⸗Zoll, der nun 
lücklicherweiſe abgelöſt iſt und wofür Hannover drei Millionen Thaler be⸗ 
ommen hat, und der eine der unzweckmäßigſten Einrichtungen war, die 
man ir denken kann. — Aber auch Hamburg hat es nicht beſſer gemacht. 
Schon ſeit 20 Jahren bemühte ſich Hannover, für einen Theil der Elbe 
eine gewiſſe Flußtiefe zu erlangen, um Harburg zum Seehafen machen zu 
können. Hamburg verweigerte dies, und gab es erſt in letzter Zeit zu, 
weil Hannover nicht eher eine Brücke nach Hamburg bauen laſſen wollte. 
(Heiterkeit.) — Ich bin durchaus kein Anhänger der Centraliſation; ich will 
zwar eine ſtagtliche Einheit, ſonſt aber möglichſte Decentralifation. Ich 
wünſche, daß alle Staaten Deutſchlands die Einrichtungen behalten, die ſie 
auf zweckmäßige Weiſe verwalten konnen; auch die Proving, auch die 
J Provinz Hannover, und dehne dies Prinzip auch auf die Kreiſe und Ge⸗ 

meinden aus. Aber die Staatseinheit sieh höher, und im Staatsintereſſe 


t 
muß man auch Opfer zu bringen bereit ſein, und von dieſer Pflicht dürfen 
ſich auch Bremen und Samba nicht at. (Beifall.) — Abg. 
Görtz (Lübeck) bekämpft das emen Grumbrecht, da dies eine ganz 
unmotivirte Einmiſchung der Centralgewalt in Privatangelegenheiten be⸗ 
zwecke. — Abg. Meier (Bremen) ſpricht 10 gegen das Amende⸗ 
dement Grumbrecht. — Vicepr it v. Bennigſen übernimmt den 
Vorſitz — Abg. de Chapeaurouge (Hamburg) replizirt gegen den Abg. 
Grumbrecht mit Denn auf den Streit geilen Hannover und Hambu 
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— Abg. Braun Amendement Grum⸗ 
brecht. Man darf die 
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ſondern für große, mächtige Kommunen, vor denen ich alle Achtung habe. 
— Geben Sie deshalb dem Staate, was des Staates iſt, und der wirth⸗ 
ſchaftlichen Geſellſchaft, was der wirthſchaſtlichen Geſellſchaft iſt. (Beifall 

— Abg. Grumbrecht: Es iſt mir durchaus nicht eingefallen, die Wir 
ſamkeit der Seeſtädte irgeudwie zu ſchmälern; denn ſie haben große Ver⸗ 
dienſte um das Vaterland. — Abg. e (Ueckermünde): Die freie 
Konkurrenz unter den Seeſtädten wird ſchon dafür ſorgen, daß jede von 
ihnen die Einrichtungen trifft, die nöthig find. — Abg. Meier (Bremen): 
Zur thatſächlichen Berichtigung gegen die Behauptung, daß in anderen 
Staaten es überall Sache der Regierung ſei, derartige Einrichtungen her⸗ 
zuſtellen, um die es ſich in dem Antrage des Abg. Grumbrecht handelt, 
will ich nur darauf hinweiſen, daß in England alle dieſe Gegenſtände nicht 
Sache der . ſind, ſondern daß gerade die größten Unternehmungen 
dieſer Art, wie die Liverpooler Docks, die großartige Regulirung des Clyde, 
als internal improvements Privatunternehmungen ſind. In Amerika 
iſt ausdrücklich beſtimmt, daß dieſe Angelegenheiten nicht von der Central ⸗ 
gemalt, ſondern von den einzelnen Bundesſtaaten beſorgt werden. — Die 

isfuffton wird geſchloſſen, darauf das Amendement Grumbrecht abge⸗ 
lehnt. Abg. Evans zieht das von ihm geſtellte Amendement zurück. An⸗ 
genommen werden das Amendement Baumſtark und Paſſus 9 des Art. 4 
mit dieſem Amendement, ſo daß die Faſſung deſſelben jetzt lautet: „Der 
Floßer 0 3 Schifffahrtsbetrieb u. ſ. w.“ 

Die Nummern 10 (Boft- und Telegraphenweſen), 11 (Beſtimmungen 
über die wechſelſeitige Vollſtreckung von Erkenntniſſen und Erledigung — 
Requiſitionen überhaupt), 12 (über die Beglaubigung von öffentlichen Ur⸗ 
kunden) werden ohne Diskuſſton angenommen. 

Statt der Nummer 13 („die gemeinſame Civil -Prozeßordnung und 
das gemeinſame Konkursverfahren, Wechſel⸗ und Handelsrecht“) beantragt 
der Abg. Lasker: „Die gemeinſame Geſetzgebung über das Obligationsrecht, 
Strafrecht, Handels und Wechſelrecht und das gerichtliche Verfahren“. — 
Und der rw Miquel: „Die gemeinſame Geſetzgebung über das bürger⸗ 
liche Recht, Strafrecht und das gerichtliche Verfahren.“ — Abg. Lasker: 
Zu den Bedürfniſſen des deutſchen Volkes, die die Verfaſſung die Mittel 
an die Hand geben muß zu befriedigen, zähle ich die Einheit des Rechts- 
lebens. Dies Bedürfniß iſt ſchon vielfach dokumentirt ſowahl vom ganzen 
Volke, wie von ſachverſtändigen Juriſten, wie auch endlich Seitens der Re⸗ 
gierungen ſelber. Die Frage, ob das Strafrecht ein gemeinſames ſein 
müffe, iſt bereits entſchleden durch das gemeinſame Indigenat. Es wird 
dadurch jeder Bürger eines Bundesſtaats zum Bürger aller Staaten des 
Bundes, und eg iſt deshalb nothwendig, daß er die Geſetze feines Landes 
kennt; es wäre aber ein unerträglicher Zuftand, wenn Jeder gezwungen 
fein ſollte, die Strafgeſetze von 22 Staaten kennen lernen zu müffen. Es 
hat ſich auch ſchon im Volke eine nach manchen Richtungen hin gemein ⸗ 
ſchaftliche Rechts anſchauung ausgebildet, die ich mit zu den Hauptmerkmalen 
der Nationaltät rechne. Es hat auch der deutſche Juriſtentag die Forderung 
aufgeſtellt nach einem gemeinfamen Strafrecht, Strafprozeß, Obligationen 
recht. Auch die preußiſche Regierung hat ſich dieſen Beſtrebungen ange⸗ 
ſchloſſen und im Jahre 1861 eine Kommiſſion zur Ausarbeitung eines 
Strafrechts, Strafprozeſſes, Civilprozeſſes für ganz Deutſchland niederge⸗ 
ſetzt. Ebenſo hat der beutjche Bund namentlich das Obligationsrecht und 
den Civilprozeß in die Hand genommen. Preußen hat damals Widerſpruch 
eingelegt und ſich an der vom Bunde niedergeſetzten Kommiſſion nicht be⸗ 
theiligt, aber nur aus dem formalen Grunde, weil es dem Bunde die 
Kompetenz der Geſetzgebung hierüber abſprach. Dieſer formale Grund fällt 
jetzt weg, und mein Antrag bezweckt eben die Ertheilung dieſer Kompetenz 
an die neue den made halte mich aber für verpflichtet, aus⸗ 
einanderzuſetzen, warum ich bei dem einen Syſtem der Geſetzgebung nur das 
Obligationsrecht genannt wiffen will. Das Civilrecht enthält noch aufer- 
dem die Materien des Sachenrechts, des Perſonen⸗ und Erbrechts. In 
keiner dieſer Materien liegt die Nothwendigkeit einer gemeinſamen Geſetz⸗ 
gebung ſo klar vor, als bei dem a Erb⸗ und a 75 
modifiziren ſich ſogar nach den verſchiedenen Provinzen: das Obligations 
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und dieß um ſo mehr, ſeitdem wir ein einheitliches Handels. und Wechſel⸗ 
recht haben. Daſſelde iſt auch bereits von der Bundes⸗Kommiſſton, die in 
Dresden tagte, ausgearbeitet, und es liegt darin ein werthvolles Material 
vor. Es wird alſo keine Schwierigkeiten haben, ſchon in einer der nächſten 
Seffionen des Reichstages daran heranzutreten. Nun weiß ich zwar, daß 
eine völlige Trennung von 5 1 und Obligationenrcht nicht leicht ſich 
vornehmen läßt, daß beide Materien vielfach unter einauder laufen. In⸗ 
deſſen es wird unfere Sache ſein, zu unterſcheiden, in wie weit einzelne 
Punkte daraus herbeigezogen werden müſſen. Der Anſchauung, daß Straf⸗ 
recht und Sera der Einzelgeſetzgebung überlaſſen werden müſſen, 
kann ich mich nicht anſchließen. Der Erweiterung des Antrages auch auf 
den Civilprozeß bin ich zwar nicht entgegen, bin aber bisher davon abge⸗ 
775 da das Bedürfniß darnach ſich noch nicht ſo dringend mani⸗ 
eſtirt hat. 

Abg. Miquel empfiehlt ſein Amendement. Der Entwurf ſei durch⸗ 
aus willkürlich hier bei dieſer Nummer, eben ſo gut wie das eine Rechts⸗ 
gebiet könne man alle übrigen der gemeinſamen Geſetzgebung unterwerfen. 
Es ſei durch Uebertragung auf den Bund die ſpezielle Rechtsentwickelung 
nicht ausgeſchloſſen, auch nicht anzunehmen, daß der Bund geneigt ſein 
werde, darin beſonders m eneraliſtren. Ein folder Grund beweiſe zu viel, 
alſo gar nichts, denn ſonſt könne man die gleiche Befürchtung bei jedem 
Punkte hegen und es käme dann überhaupt klein Bund zu Stande. Man 
negire den Zweck des Bundes, wenn man die geſammte Geſetzgebung über 
Bürgerrecht und Strafrecht nicht dem Bunde übertragen wolle. Man iſt 
in juriſtiſchen Kreiſen lange beſtrebt geweſen, ein neues nationales Recht 
zu ſchaffen. Es iſt die Tendenz in der Nation vorhanden, ein gemeinſames 
Recht zu gründen. Ich will natürlich keine augenblickliche Kodiftkation, 
halte auch den v. Savigny'ſchen Ausſpruch, eine ſolche ſei nicht möglich, 
für unrichtig. Ich bin entſchieden gegen die Sonderung der verſchiedenen 
Materien. Der Verſuch, das Obligakionsrecht abzuzweigen von den ande⸗ 
ren Rechtsgebieten, iſt als gelungen noch nicht feſtgeſtellt. Es iſt unmög⸗ 
lich, ein gemeinſames Obligationsrecht zu ſchaffen, ohne in einzelne Beſtim⸗ 
mungen der anderen Rechte einzugreifen. Wenn der Antrag abgelehnt 
wird, wird man bald darauf im Wege der Verfaſſungsänderung zurückkom⸗ 
men. Ich meine, wir ſollen nicht Alles der Zukunft überlaſſen. (Bravo!) 
Ein Bedüfniß dazu liegt nicht vor. — Abg. Kayſer (vom Platze. Ruf: 
Zur Tribüne): Meine Herren! Die Civilehe des Abgeordneten mit der 
Tribüne iſt keine obligatoriſche (Heiterkeit). Die ſchwarzburgſche Regierung 
hat ſchon ſeit 17 Jahren) die Nothwendigkeit eines gemeinſamen Rechtes, 
eines gemeinſamen Strafgeſetzbuches, Gerichtsverfahrens u. ſ. w. eingeſehen 
und danach geſtrebt. Sie hat das dadurch bewieſen, daß ſie ſich dazu mit 
den kleinen thüringiſchen Staaten verbündete. Ich begreife die Vorliebe 
des Dr. Schwarze für feine worzü lichen vaterländiſchen Geſetze. Was die⸗ 
ſelben aber Gutes bieten, wird 15 die gemeinſamen Rechte übergehen. — 
Abg. Wagner (Altenburg) erklärt ſich einfach für das Amendement Miquel. 
— Abg. Dr. v. 3 H., ich nehme nur das Wort, um mi 
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daß man, wenn man eine Reise von ſechs Meilen unternehmen 
125 1 Geſetzbücher 64 nf verſchiedene Ländchen in 
aſche ſtecken muß, um fi vor allen Fährlichkeiten zu bewahren? Die 
Geſetze werden nicht für die Theorie, ſondern für die Praxis und das Le⸗ 
ben geſchaffen: es gilt dem praktiſchen Bedürfniß zu genügen. Iſt es nicht 
in hohem Grade ein öffentlicher Nachtheil, daß irgend ein Verbrechen in 
einem Theile Deutſchlands mit Todesſtrafe, in dem andern blos mit 
einigen Jahren Gefängniß beſtraft wird? Nun ſagt man zwar, es ſei auf 
lange Zeit nicht moglich, ein allgemeines Strafgeſetzbuch einzuführen, aber 
meine Herren, wenn in Preußen jo viele provinzielle Eigenthümlichteiten 
dem preußiſchen Strafgeſetzbuch ſich fügen mußten, wenn die neuen Pro⸗ 
vinzen dies jetzt thun müſſen, dann ſehe ich nicht ein, weshalb nicht noch 
einige Länder mehr zu Gunſten eines allgemeinen deutſchen Strafrechts 
ihre Sondergeſetze 2 können. Aber die Todesſtrafe, wendet man ein. 
Nun gut, wenn ſie in eilf Staaten abgeſchafft iſt, ſollte es daun beſſer 
ſein, ſie in den übrigen eilf beizubehalten, oder ſie ebenfalls abzuſchaffen? 
Ebenſo verhält es ſich mit dem Gefängniß. Daſſelbe Gefängniß, das für 
Berlin paßt, wird auch in Dresden nicht unpaſſend ſein. (Heiterkeit). Es 
kommt nur darauf an, die Sache richtig anzufangen. Selbſt gegen ein all» 
gemeines Civilrecht habe ich kein Bedenken. Wir haben bereits ein Allge⸗ 
meines Handelsgeſetzbuch und ein Allgemeines Wechſelrecht, und konnen wenig⸗ 
ſteus zunächſt ein Allgemeines Obligationsrecht hinzufügen, das ich für ſehe 
wichtig halte. Laſſen Sie uns dies als ein erſtrebſames Ziel der Zukunft in die 
Verfaſſung aufnehmen und ſchrecken wir vor den Hinderniſſen nicht zurück. 
Abg. Salzmann (aus Weimar, Abg. für Reuß ältere Linie): Wenn 
ich das Wort für die Anträge der Abbgg. Waeler und Miquel ee ſo 
veranlaſſen mich dazu die Zuſtände des Wahlkreiſes, den ich, obwohl als 
Ausländer, doch mit voller Hingebung zu vertreten die Ehre habe und wel⸗ 
chen das Fürſtenthum Reuß ältere Linie bildet (Heiterkeit). Ich darf wohl 
annehmen, meine Herren, daß Sie mit dieſem 6 quadratmeiligen Ländchen 
einigermaßen bekannt find. (Heiterkeit und Unterbrechung. Der Präſident 
bittet um Ruhe.) Im vorigen Jahre wurde es mit der Krone Preußen in a 
Krieg verwickelt. (Anhaltende Heiterkeit.) Gegen dieſe Kriegserklärung 
fuchte man ſich durch die Einrede zu ſchützen: „in der Sache Feind, in der 
Perſon Freund“. Von preußiſcher Seite worde entgegnet, daß dies ſchlechter⸗ 
dings nicht angehe. (Heiterkeit.) Das paſſe nicht nach preußiſchem Kriegs⸗ 
Reglement und wohl oder übel müſſe die Kriegserklärung angenommen 
werden. Geſchoſſen wurde indeſſen nicht. (Heiterkeit) Die Eigenthümlich⸗ 
keiten und Beſonderheiten des Fürſtenthums werden fie aber uicht kennen, 
obwohl ſeit Jahr und Tag mehr davon geſprochen wurde als es eigentlich 
wünſchenswerth iſt. Was das gemeinſame Strafrecht betrifft, «jo konſtatire 
ich, daß erſt im Jahre 1862 die Karoline dort abgeſchafft worden iſt (ſtür⸗ 
miſche Heiterkeit in allen Theilen des Hauſes, die dem Rednex eine Pauſe 
auferlegt). Sie können das befremdlich finden, aber es iſt ſo. Seitdem 
lebt man dort von den modernen codifichten Strafrechten. Ich laſſe dahin 
geſtellt, ob und in wie weit noch heute die Karoline eine ſubſidäre Be⸗ 
deutung bat (ſtürmiſche Heiterkeit), doch kann man annehmen, daß auch die 
heutige Bedeutung der Karoline noch von großem Belang ſein wird, (Ge⸗ 
lächter). Allerdings darf man dem nationalen Zuge nach Individualiſtrung 
des Rechtes nicht allzuſehr die Adern unterbinden, aber es iſt kein geringerer 
Uebelſtand, wenn das Recht durch die Geſetzgebung importirt wird und ſich 
dieſelbe damit begnügt, Gypsabgüſſe von fremden Geſetzoriginalien zu 
machen. Das Fürſtenthum Reuß ältere Linie hat nun in der That fo einen 
abgeſchwächten Oypsabdruck des Königlich ſächſiſchen Strafgeſetzbuches oder 
vielleicht nur gar eine Kopie. Es iſt aber für kleine Staaten um ſo bedenk⸗ 
licher, das Recht auf fremdem Terrain zu ſuchen, wenn die Legislative des 
Auslandes, wie leider im Königreich Sachſen, zum Theil auf den Trümmern 
einer gebrochenen Landes verfaſſung beruht. (Senfation und Unterbrechung.) 
So verpflanzt ſich die Reaktion wie ein Anſteckungsſtoff von Land zu Land, 
von Haus zu Haus. Im Straſprozeß beſteht dort noch das geheime In⸗ 
quiſitionsverfahren, der Inculpat ſitzt, wie es im Munde des Volkes heißt, 
„auf Geſtändniß“, und wenn er ſehr ſchweigſam ift, ſo ſitzt er ſehr lange. 
(Heiterkeit) Die Patrimonialgerichte find noch immer das Palladium der 
Unterthanen, vor dem ſie ſich aber, wie vor dem Haupte der Borgo, fürch⸗ 
ten. (Unterbrechung rechts.) Vieles konnte beſſer ſein, wenn das Land an⸗ 
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ſtatt der bisherigen Verwaltung durch die mittelalterlichen Feudalſtände bei 
Zeiten eine Konſtitution und eine Volksvertretung erhalten hätte. Da Sie 
indeß ſchwerlich eine Vorſtellung von dem we een des öffent⸗ 
lichen Lebens in Reuß ältere Linie haben werden (Heiterkeit), x 
ich mir Folgendes mitzutheilen. (Präſident Simſon: Es iſt doch 
ſehr zweifelhaft, ob der Herr Redner bei dieſer Darlegung noch bei 
Nummer 13 iſt.) -CHeiterfeit,), Wenn nicht die Bundesgeſetzgebung 
hier eingreift, von dem Einzelſtaat iſt ſchlechterdings nichts zu er⸗ 
warten. Im Jahre 1848 wurde zur Berathung es Verfaſſungs⸗ 
Entwurfs ein fogenannter verfaſſungsberathender Landtag einberufen, 
der in der vorigen Woche mittelſt höchſter Verordnung erſt wieder auf⸗ 
gelöſt worden iſt (große Heiterkeit), nach vollen neunzehn Jahren, meine 
Herren (anhaltende Heiterkeit). Wenn nun die Auflöſungs Verordnung 
faſt neunzehn bis zwanzig Jahre braucht, wie viel Zeit braucht dann 
wohl die Legislative, um irgend etwas fertig zu kriegen, was daß 
ganze Volk dort wünſcht und erhofft. (Sehr richtig! Heiterkeit.) Bei 
der Troſt⸗ und Hülfloſigkeit des Volkes hat ſich bei ihm eine gewiſſe Be⸗ 
klommenheit eingeſchlichen und alle Blicke und alle Hoffnungen ſind auf 
Berlin gerichtet. Ja, meine Herren, ich nehme keinen Anſtand, es hier 
auszuſprechen, daß man dort einer ſehr landläufigen Redensart im Volke 
begegnet: „wenn das nicht anders wird, und wenn das nichts hilft, und 
wenn alle Stricke reißen, dann gehen wir zu Bismarck!“ (Stürmiſche 
eiterkeit und Gelächter, in das der Miniſterpräſtdent mit einſtimmt.) Die 
icherheit des Rechtsgefühls iſt dort in weiten und breiten Kreiſen, ich 
nehme keinen Auſtand, es zu ſagen, ſo weit gediehen, daß man über alle 
Inſtanzen hinaus in dem Herrn — Bismarck noch allein die ganz 
unentbehrliche Kaſſations - Inſtanz erblickt. (Stürmiſches Gelächter.) Es 
geht durch meinen Mund ein Nothſchrei an Sie: Helfen Sie! Es herrſcht 
dort kein böſer Wille, aber das Fürſtenthum Reuß älterer Linie iſt etwas 
zu ſehr individualiſirt und da muß die Bundes-Geſetzgebung zu Hülfe 
kommen. (Sehr richtig!) Halten Sie beim Hinblick auf unſere dem gan⸗ 
zen Vaterlande gewidmete Thätigleit feſt an dem ſchönen Spruch: „Wer 
der Geringſten einem dies gethan, der hat es auch mir gethan!“ Ich er⸗ 
ſuche Sie, die Anträge möglichſt zu unterſtützen. (Lebhafter Beifall.) — 
Abg. Dr. v. Gerber: Für die gemeinſame Geſetzgebung in Civil⸗ und 
Strafrecht ſpricht ſchon der Umſtand, daß dieſe Idee alle deutſchen Juriſten 
lebhaft beſchäftigt. Vor Allem thut uns ein gemeinſames Strafrecht Noth 
und ich weiche darin von der Anſicht des verehrten Kollegen Dr. Schwarze 
ab, daß mir in keinem Recht eine Einigung leichter ſcheint, als gerade in 
dieſem. In Bezug auf das Strafrecht habe ich ſchon für die nächſte Zu⸗ 
kunft kein Bedenken, dagegen können wir im Privatrecht nur ſchonend und 
ſtückweis vorgehen. Sprechen Sie nur die Vollmacht für dieſes Vorgehen 
aus und Sie werden den deutſchen Juriſten ihren eigentlichen Beruf zurück⸗ 
geben, den fte zum Theil ſchon verloren haben. (Bravo.) 
Der Schluß der Debatte wird angenommen. Es folgen perſönliche 
Bemerkungen. 0 
Abg. Gebert: Der Abgeordnete für Reuß ältere Linie hat geſagt: 
die ſächſiſche Geſetzgebung be ruhe zum Theil auf Verfaſſungsverletzung. — 


Präſident: Das iſt keine perſönliche Bemerkung, der Abgeordnete hat 


nicht geſagt, daß Sie die Verfaſſung verletzt haben. ( Heiterkeit.) 

Der Eingang des Antrages Miquel wird abgelehnt; er ge darauf 
den übrigen Theil zurück. — Der Antrag Lasker wird in allen Theilen 
und mit demſelben dann die ſo veränderte Nr. 13 der Vorlage angenom- 
men. Einem Antrage auf Vertagung wird Folge gegeben. — Schluß der 
Sitzung 3 Uhr. Nächſte Sitzung: Morgen, Donnerſtag, 10 Uhr. Tages⸗ 
Ordnung: Fortſetzung der heutigen Spezialberathung Über Abſchnitt II., 
4 und 5 und Abſchnitt III., IV. und V. des Verfaſſungs⸗Entwurfs. 

Ausland. 

Wien, 19. Mär. Das „N. Frdbl.“ vernimmt, daß der 
Kaifer die ſofortige Zurückberufuug des im Auslande wellenden 
Vice-Admirals Tegethoff unter gleichzeitiger Verleihung des Marine- 
Oberkommandos anbefohlen habe. Es fol in Ofen in einer der 
jüngſt abgehaltenen Miniſter⸗Ronferenzen, und zwar als die Krö⸗ 


der Vorſchlag Bebufs der auf Koſten 
Panzerfregatten („Krönungsgeſchenk des 
der erſte Impuls zu dieſer Verfügung gegeben worden ſein. 
Paris, 18. März. Glrardin erklärt heute Abend, daß der 
„Verurtheilte vom 6. März“ feine Berufung an den Appellhof zu- 
rücknehme. Und weshalb? Weil er — der Tapfere — keine Ge⸗ 
fahr laufen würde, ſtrenger beſtraft zu werden, da er zum Mari- 
mum der Geldſtrafe verurtheilt worden jet und — in Betracht des 
neuen Preßgeſetz⸗Projektes — zu Gefüngnißſtrafe nicht verurthellt 
werden könne. Alles das wußte Girardin ja ſchon, als er mit ſo 
großem Lärm feine Berufung ankündigte. Als ein anderes Motiv 
führte er an, daß ſelbſt feine Freiſprechung ihn nicht vermögen 
würde, von feiner Entſchlleßung (mit dem Gouvernement zu bre- 
chen) zurückzukommen. Dies Alles heißt nicht viel. Es handelte 
ſich hier nicht um Maximum oder Minimum der Sache, ſondern 
um eine feierliche Gerichts verhandlung, in der er, von den berühm- 
teſten Advokaten unterſtützt, der Regierung eine gründliche mora- 
liſche Niederlage beizubringen ſich gerühmt hatte. Die Wahrheit 
if, daß der „Verurthellte vom 6. März“, wie Girardin ſich pom- 
pöſer Weiſe nennt, einzulenken ſucht. Hätte der Kalſer — wie es 
hieß — bel Gelegenheit des Geburtstages des Kronprinzen eine 
Amneſtie für Preßvergehen erlaſſen, ſo würde Girardin eitel genug 
geweſen fein, ſich einzubilden, es geſchehe nur, um den Fortgang 
feiner Appellation zu verhindern. — So bläſ't er freiwillig zum 
Rückzuge. c 
London, 18. März. In der Jamalka-Angelegenheit wird 
in den nächſten Tagen von dem Anklage-Comité ein neuer Schritt 
gethan werden. Für den Fall nämlich, daß die Verfolgung wegen 
unrechtmäßiger Verurtheilung und Hinrichtung Gordons aus rein 
formellen Gründen fallen ſollte, beabſichtigen die Kläger eine wel⸗ 
tere Anklage gegen Oberſt Nelſon und Lieutenant Brand wegen 
Mordes der Herren S. Clarke und Lawrence anhängig zu machen. 
Bei dieſem letzteren Falle waltet in ſofern eine Verſchledenheit ob, 
als die Verantwortlichkeit wegen der ungeſetzlichen Hinrichtung die- 
ſer Leute lediglich auf den belden Angeklagten haftet und Mr. Eyre 
in dieſe Angelegenheit nicht verwickelt iſt. Abgeſehen von der feh- 
lenden Beſtätigung des Gouverneurs, unterſcheldet ſich die neue 
Anklageſache noch dadurch von Gordons Fall, daß die beiden To⸗ 
desurthelle ohne Beweife für die Schuld geſprochen und nach der 
von Mr. Eyre erlaſſenen Amneſtle vollzogen wurden. 
Rom, 14. März. Seit geſtern iſt die Stadt von einem 
Gerücht erfüllt, das, wenn es eine Thatſache enthält — und das 
ſcheint heute kaum mehr zu bezweifeln — bier mit Recht mit lau- 
tem Jubel begrüßt wird. Vorgeſtern Abend nämlich ſollen die Ita⸗ 
liener die Grenze des Kirchenſtaats bel Ceprano überſchritten haben 
und in Froſinone eingerückt fein, und zwar gerufen vom Papſt und 
auf Grund einer zwiſchen ihm und der Florentintſchen Regierung 
mündlich (nicht ſchriftlich) abgemachten Konventlon. Man fagt dar- 
über Folgendes: Der Papſt, durch das Ueberhandnehmen der Bri- 
gantenwirthſchaft in untern Latium erſchreckt und von zahlloſen 
Reklamatlonen bedrängt, habe den Kardinälen erklärt, daß die 
Pflicht, fein Volk von dleſer Geißel zu befreien, ihm über jede 
andere Pflicht gehe, daß ſeine Truppen unzurelchend ſelen, daß er 
dem Unweſen ein Ende machen und deshalb die italleniſchen Trup⸗ 
pen rufen wolle. 
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— Das Brigantenweſen hat in der letzten Zelt wieder ſehr 
„Banden von 100 bis 150 Mann ſtreifen 
plündernd durch das flache Land. Die Räuber haben neulich Con⸗ 
ſtantin Panteel, den früheren Gouverneur von San Lorenzo, ge⸗ 
fangen und verlangen eine Ranzlon von 30,000 Thlrn. für jeine 
Loslaſſung. Prinz Orſink mußte ſelnen Oberflen - Haus hofmelſter 
mit 4000 Thlr. auslöſen; Herr Blancht, Inſpektor der Regierung 
in den Pontiniſchen Sümpfen, kam für 400 Napoleons frei. Die 
Räuber kommen ganz ungeſcheut unter die Mauern von Rom; 
neulich erſt wurden in der Herberge Tavolato deren wieder ſechs 
verhaftet. 


Pommern. 

Stettin, 21. März. Im Anſchluß an unſeren Bericht im geſtrigen 
Abendblatte über die Stadtverordnetenſitzung vom 19. d. M. their 
len wir aus der Debatte in Betreff der Sparkaſſen⸗ Angelegenheit 
noch die weſentlichſten Punkte mit: Der Referent, Herr Rechnungsrath 
Steinicke, bemerkte, daß die niedergeſetzte Kommiſſton in zwei Sitzungen 
die vorliegenden Reformvorſchläge weitläufig erörtert habe und ſchloß hieran 
eine Ueberſicht der namentlich in den Städten Breslau, Danzig, Königs⸗ 
berg und Magdeburg rückſichtlich des Zinsfußes, der Keen und 
der Belegung von a ren maßgeblichen Grundſaͤtze, woraus 
insbeſondere hervorging, daß überall 3½ pCt. Zinſen gewährt wer» 
den, eine Ausleihung von Sparkaſſeneinlagen auf Hypotheken aber 
nirgend in der Höhe ftattfinbet, als dies z. 3. hier der Fall iſt. Die Kom⸗ 
miſſion hat ich ſchließlich für eine Abänderung der Statuten und Verwal⸗ 
an de in dem Sinne entſchieden, wie ſolches nach den bereits mit⸗ 
getheilten Beſchlüſſen nunmehr von der Stadtverordneten⸗Verſammlung ger 
nehmigt iſt. Bei der Debatte nahm zunächſt Herr Dr. Amelung das 
Wort und ſuchte im Allgemeinen auszuführen, daß die jetzige Art der Ans 
legung der Sparkaſſeneinlagen, welche eine ſchnelle Realiſirung des 
Geldes unmöglich mache, mit dem eigentlichen Zweck der Sparkaſſe 
im entſchiedenen Widerſpruch ſtehe, indem fie eine ſchleunige Rückzah⸗ 
lung der Einlagen an die Sparer unmöglich mache. Auch die Grund» 
befiger ſowie die politiſche Gemeinde hätten bei der 12 Organiſation 
der Kaſſe kein Intereſſe an deren Erhaltung, namentlich ſei der Kredit, wel⸗ 
chen dieſelbe den erſteren durch i gewähre, deshalb von 
keinem dauernden Nutzen, weil die Sparkaſſe, wenn ſie ſelbſt Geld ge 
brauche, ſehr leicht in die Nothwendigkeit komme, die Hypotheken zu fün- 
digen. Für die Grundbeſitzer ſei nur ein unkündbarer Kredit von Nutzen; 
er könne es nur lat zweckmäßig erachten, daß die allmälige Auflöſung der 
Sparkaſſe angebahut werde und eine Aktiengeſellſchaft die Neubildung der⸗ 
ſelben nach anderen Verwaltungsgrundſätzen übernehme. Herr Profeſſor 
Schmidt konſtatirte, welche gelährlichen Bela die ſeit dem Jahre 1821 
beſtehende Kaſſe im Laufe der Zeit ſtets glück 2 überwunden habe, was 
gewiß für die zweckmäßige Organijation des Inſtituts ſpreche. Erſt das 

ekanntwerden der ere den Zinsſuß herabzuſetzen und die 
Earn dee zu verlängern, habe inſofern ſtörend eingewirkt, als von 
jenem Zeitpunkte ab Einlagen gekündigt, neue Einzahlungen aber zurüdgehal- 
ten ſeien. Er befürwortete deshalb die Annahme der Ne Hr. 
Kämmerer Hoffmann verwahrte den Magiſtrat und das Kaſſenkuratorium ges 
gen die ihnen untergeſchobene bſicht, durch die geſtellten Reformvorſchläge eine 
Auflöfung der Sparkaſſe beabfichtigt zu haben, die Förderung des Sukerefes ber 
Sparer allein müſſe das Prinzip der Verwaltung ſein; der Magiſtrat ſehe 
ſich nur als den Vormund der Sparer an und in deren Intereſſe müſſe 
die Kaffe erhalten werden. Redner rechtfertigte ſodann in längerer Ausein- 
anderſetzung den Standpunkt des ee zu den vorgeſchlagenen Refor⸗ 
men und führte mae aus, daß nach ſachverſtändigem Urtheil bei 
Anlegung der Spareinlagen in ſofort zu 0 Papieren auf einen 
ſicheren Gewinn von San „ a t. Zinſen nicht zu rechnen, 
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gelehnten) Antrag indeſſen nicht uuterſtützen, weil derſelbe zur Zeit doch 
nichts helfe. Die ſich wiederholenden Kriſen würden für die Kaſſe immer ge» 
fährlicher werben und um dieſelbe gedeihlich zu verwalten, ſei es unbedingt noth⸗ 
wendig, daß in deren Verwaltung eine Aenderung eintrete. Der Grundfehler 
2 einfach der, daß keine Bankfreibeit exiſtire. Für ihn ſei die Haupt⸗ 
rage nur, was bis zu dem Zeitpunkte der unbedingk von ſelbſt eintretenden 
Auflöfung der Kaſſe geſchehen müſſe und begrüße er den Vorſchlag des 
Magiſtrats als einen Anfang zur Auflöfung der jetzigen Verhältniſſe. Ein 
Zinsſatz von 3½ % könne nicht gegeben werden, ſobald die jetzt auf Hypo⸗ 
theken ausgeliehenen Gelder auf Wechſel angelegt würden. Herr Tieſſen 
bemerkte: Es handle ſich hauptſächlich um die Feſtſtellung richtiger Ver⸗ 
waltungsgrundſätzt; die Sparkaſſe unterſcheide ſich nur dem Namen nach 
von der Bank und deren rwe müſſe mit der Zeit eine wirklich 
baukmäßige werden, ſich auch vorzugsweiſe nach den Verwaltungsgrundſätzen 
von Privatgeſellſchaften richten. Er ſtützte hierauf feine ebenfalls bereits 
mitgetheilten, von der Verſammlung abgelehnten Anträge. Herr Keil ſprach 
ſich in der Hauptſache ebenfalls für den Amelungſchen Antrag Herr 
Kaſeburg für Annahme der Kommiſſionsanträge und 5 in ſehr 
entſchiedener Weiſe gegen die Anlegung von Geldern in „Wechſeln“ aus. 
Er warnte vor Annahme des Amelungſchen Antrages, fo verlockend die Mo- 
tivirung deſſelben auch klinge und bemerkte insbeſondere dem Herrn Dr. Wol 

gegenüber, daß man ſich nur nicht unnöthige Schreckbilder von möglicher Weiſe 
eintretenden größeren künftigen Kriſen vormalen müſſe, die Herren National- 
ökonomen erkenne er keineswegs als berechtigte Propheten an, heute würde ihrerſeits 
z. B. die Herabſetzung des Zinsfußes vertheidigt und vor nicht zu langer 
Zeit habe er von verleiten Seite ſogar die Nothwendigkeit einer Erhöhun 

des zeitigen Zinsſatzes vertheidigen hören. Herr Geh. Kopuneriien- Rath 
Rahm demerkte, wie es ein entſchieden ſtarker Irrthum ſei, wenu man 
annehme, daß bei einem Zinsfuß von nur 2%, pet. der Sparkaſſe noch 
bedeutende Gelder zufließen würden. Mit dem Augenblick, in dem ein der⸗ 
un Beſchluß bekannt werde, würde vielmehr ein wahrer Sturm wegen 
Rückzahlung von Spareinlagen auf die Kaffe losbrechen und bliebe auch zu 
berüdfihtigen, daß um zu große Härten zu vermeiden, zur Wiedereinziehung 
der über 50 pCt. der Einlagen auf Hypotheken — 5 Gelder ſchon 
Jahre nothwendig fein würden. Er empfahl deshalb ebenfalls die An- 
nahme der Kommiſſionsanträge. Nach einer Erklärung des Herrn Dr. 
Zachariä, daß er ſich zwar mit der Amelung 'ſchen Deduftion, nicht aber 
mit dem daran gekalpften Schlußantrage einverſtanden erklären könne, viel⸗ 
mehr für die Kommiſſtonsanträge flimmen werde, folgte eine Reihe perſön⸗ 
licher Bemerkungen und demnächſt die Abſtimmung, welche mit großer 
Majorität das bekannte Reſultat gab. 

Stettin, 21. März. In einer geſtern Abend in der Börfe 
ſtattgehabten zahlreichen Verſammlung von Korpokatlonsmitgliedern 
wurde das Franke ſche Projekt des Umbaues der Börſe als das 
beſte einflimmig anerkannt. Der anweſende Hr. Baumelſter Franke 
erläuterte daſſelbe, und wurden Atteſte von den bedeutendſten hie⸗ 
ſigen und Berliner Bauverfländigen (darunter von den Erbauern 
der Berliner Börſe und des Berliner Rathhauſes) vorgelegt, wor 
nach durch dieſe Bauausführung die Solidität des Börſengebäudes 
keinen Schaden leidet. Die Baukoſten ſind von Herrn Franke auf 
20,000 Thlr. veranſchlagt. Einem ausgeſprochenen Wunſche des 
Vorſteheramtes nachkommend, wählte die Verſammlung durch Akkla⸗ 
mation eine Kommiſſion, beſtehend aus den Herren Joh. Qulſtorp, 
Kocve, C. Kanzow, Bettenſtädt, Weplandt und L. Bocßow, um in 
Gemeinſchaft mit den Herren Vorſtehern den Franke'ſchen Bauplan 
einer näheren Prüfung zu unterziehen. 

— In einer am 30, d. Mis. ſtattfindenden General ⸗Ver⸗ 
ſammlung der Kommanbitiften der „Oſiſee⸗öiſcherei⸗Geſellſchaft in 
Stralſund“ ſoll eine Beralhung und Beſchlußfaſſung über das 
Fortbeſtehen, reſp. die Auflöſung der Geſelſchaſt⸗ erfolgen. 

— Der engliſche Dampfer „Bravo“, welcher geftern Vormit⸗ 


tag in Swinemünde eintraf, hat das Eis im Haff, welches ſtellen · 
weile 5 ½ Zoll ſtark war, durchbrochen und kam geſtern gegen 
Abend hier an. > 
Geſtern lief von der Werft des Schiffs baumeiſters Domde 
das ca. 300 Laſt große Barkſchiff „Königgräß“ glücklich vom Stapel. 
Das Schiff wird vom Kapltain Parlow unter Korreſpondenz des 
Hrn. A. Domcke geführt werden. 


Konzert. 

Das Programm des geſtrigen dritten Concertes von Herrn 
Bilſe brachte unter anderem einnige Stücke, deren allgemeine Be⸗ 
liebthelt ihnen von ſelbſt den Erfolg ſichert. An der Aufführung 
ſolcher Stücke aber treten die Vorzüge einer Kapelle, wie die 
Bilſe'ſche tft, ganz beſonders deutlich hervor und gelangen zum 
allgemeinſten Verſtändniß. Kein Wunder daher, daß unter an- 
derm die herrliche C-moll Sinfonie von Beethoven, die Ouvertüre 
zum Freiſchütz, das Abendlled von Schumann, mit ſtürmiſchem 
Beifall aufgenommen wurden. Der zarte und duftige Charakter 
des Abendliedes fand in dem maßvollen, ſorgfältig nüancirten Vor⸗ 
trage des Streich-Chores den vollkommenſten Ausdruck; die Auf- 
führung der Sinfonie ließ Eleganz und Sicerheit nirgends ver⸗ 
miſſen, und nicht minder vollendet erſchlen die Darſtellung der 
Ouvertüre. Unter den übrigen Piecen erwähnen wir noch die 
Transkription für die Pedalharfe: „Wenn ich doch ein Vöglein 
wär“, die ſich in der Reihe der übrigen Stücke zwar etwas fremd 
ausnahm, aber bei der vortrefflichen Handhabung des Inſtruments 
ſich ebenfalls Anerkennung verſchaffte. 


Vermiſchtes. 

— (Eine elgenthümliche Schachpartle) fand, wenn 
der „Charivarl“ Glauben verdient, vor einigen Tagen in Paris 
ſtatt. Vier Engländer, die wegen der Weltausſtellung bereits in 
der franzöſiſchen Metropole eingetroffen waren, hatten fid neulich 
in einem der Cafés des Boulevard eingefunden und vertrieben ſich 
die Zeit mit einer der Exenteltäten, an denen die Söhne Alblons 
fo reich ſind. Ste theilten nämlich ein Billard durch Kreldeſtriche 
in 64 Felder, ſodann ließen fie, anſtalt der Schachfiguren Weln⸗ 
flaſchen herbeibringen. Champagnerboutellen ſtellten die Könige, 
Bordeauxflaſchen die Königinnen, Bordeaux die Thürme, Mäcon 
die Läufer vor. Die Bauern waren durch den gewöhnlichen Wein 
von Argenteuil repräſentirt. Die Partie begann; Zwei jpielten gegen 
Zwei. Jedesmal, wenn eine Figur genommen wurde, mußten die Beiden, 
denen dies gelungen war, die Flaſche austrinken. Das Reſultat des 
Spiels iſt nicht ſchwer zu errathen. Da bei Schachſpiel natürlich zuerſt 
die Bauern verloren gehen, jo ereignete es ſich, daß unſere erfin⸗ 
dungsreichen Inſulaner berelts unter dem Billard unfreiwillig 
Platz genommen hatten, ehe eine der beſſern Sorten des Weins 
zum Austrinken kam. 


Neueſte Nachrichten. 
Wien, 20. März. Die „Preſſe“ ſagt in ihrem Abendblatt: 
Wie wir erfahren, hält die öſterreichiſche Regierung den Prager 
Friedensvertrag durch die Bündnißverträge Preußens mit Balern 
und Baden nicht für alterlrt. Oeſterreich würde ſich nur dann 


— 


nicht mehr an den Prager Frieden gebunden n ‚Drew 
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jetzigen norddeutſchen Bund beſtimmen wollte. 

Peſth, 20. März. Der Landtag hat heute mit der Bera- 
thung des Elaborats der Slebenundſechsziger⸗Kommiſſilon begonnen. 
Nachdem eln Antrag Böszörményi's, die Verhandlung über das 
Elaborat bis nach der Krönung zu vertagen, abgelehnt worden, 
wurde die Generaldebatte eröffnet. 

Petersburg, 20. März. Die bedeutendſten hieſigen Zei⸗ 
tungen, unter andern der „Invalide“ und das „Journal de Et. 
Peétersbourg“, beſprechen gleichzeitig die Rede Thiers in dem geſet⸗ 
gebenden Körper und heben hervor, daß die Geſinnung der ruſſi⸗ 
ſchen Regierung wie des ruſſiſchen Volkes elne friedliche ſel, daß 
die Politik Rußlands weder eine Eroberung, noch eine Bedrohung 
der Türkei, ſondern nur die Gleichſtellung der chriſtlichen Bevöl⸗ 
kerung bezwecke. 

Bukareſt, 20. März. Der Fürſt Karl von Rumänlen 
hat von den Königen von Italien und Griechenland die Groß⸗ 


kreuze des Ordens vom heiligen Mauritius und Lazarus, reſp. des 
Erlöſerordens erhalten. 


Stettin, 21. Min. Witereng Sa 

tettiu, 21. März. Witterung: Thauwetter⸗ 1470 

Wind: SW. 1 Temperatur: SF 
An der Bor ſe. 


Weizen A verändert, loco pr. 85pfd. gelber 83—86 bez. 

86 —87pfd. 87 & bez., 88pfd. 88 ½ „ bez., geringer 72—81 4 bez. 

83—8öpfb. gelber Frühj. 85, 84½ 9% bez. u. Br., Mai-Junt 8414 E 
bez., Juni⸗Juli 84 ½ 9% bez., Septbr.⸗Oktbr. 80 bez. 

Roggen matt, pr. 2000 Pfd. loco 53—55½ bez., B2—Böpfp. 

56 „ bez., Frühjahr 52 ½, 1a 2 bez., Mai⸗Juni 523, S bez, Juni⸗ 

Juli 53, 53¾ , bez., Septbr.⸗Oktbr. 50 % bez. R 

ſchleſ. un 


® loco pr. Topfd. 46 — 48 2 
— Bis Opfd. nach Qual. 46—48Y, bez., 
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bez. Mecklenburger 
Anleihe 91 ½ bez. Ruſſ. Bank- 


Hamburg, 20. März. Getreidemarkt. Weizen und Roggen loco 
nachgebend und geſchäftslos, auf Termine weſentlich niedriger. Weizen pr. 
März 5400 Pfd. netto 154 Bankothaler Br., 153 Gd., pr. Eur 
148 Br., 147 Gd. Roggen pr. März 5000 Pfd. Brutto 92 Br., 90 Gd. 
gi Frühi. 88 Br. u. Gd. Hafer ſehr ruhig. Oel flau, loco 25, pr. Mai 
g 7 75 Denker 1 * Spiritus leblos. Kaffee und Zink ohne Um ⸗ 
atz. — Wetter naßkalt. N 

Amſterdam, 20. März. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Roggen 
loco behauptet, auf Termine matter. Raps pr. Okt 69½. Mübol pr. 
Mai 36%,, pr. Oktober⸗Dezember 38 ½. 


